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1.	 Einleitung

Soziale Bewegungen, Protest und Widerstand sind ambivalente Grenzphänome-
ne des Demokratischen. Einerseits erscheinen sie als demokratisches Moment, 
insofern sie als unmittelbare Äußerung des Souveräns gelesen werden können, 
und andererseits verweisen sie in ihren Praktiken auf einen Raum jenseits der 
›Normalform‹ der (repräsentativen) Demokratie. Poststrukturalistische Theorien 
erlauben es hier, die in komplexen sozialen Praktiken stattfindende Konstitution 
und Aushandlung dieser Ambivalenz zu entschlüsseln. Die Bedeutung sowie das 
Verhältnis von Demokratie und Protest werden dabei denaturalisiert und histo-
risiert, um der Frage nachgehen zu können, wie sie in spezifischen soziohisto-
rischen Kontexten zusammengebracht werden oder in Konf likt zueinander ge-
raten.

Während die poststrukturalistisch informierte Bewegungsforschung vor 
allem danach fragt, wie das spannungsreiche Verhältnis zwischen Demokratie, 
Protest und Protestierenden in der Praxis sozialer Bewegungen entsteht und ver-
handelt wird (vgl. Baumgarten/Ullrich 2016: 15-16; Leinius et al. 2017: 12), möchten 
wir uns dieser Ambivalenz auf anderem Wege nähern. Wir gehen davon aus, dass 
sich der demokratische Staat zwecks Reproduktion seiner eigenen Voraussetzun-
gen zum ›Grenzphänomen soziale Bewegung‹ verhalten muss: Zum einen benö-
tigt er Bürgerinnen1, die sich als politisch aktive und selbstbestimmte Subjekte 
erfahren, zum anderen muss das politische Engagement aber zugleich innerhalb 
der Grenzen der als legitim erachteten Artikulations- und Handlungsformen 
praktiziert werden. In unserem Beitrag möchten wir der Frage nachgehen, wie 
der demokratische Staat dieser Herausforderung begegnet. Wir nehmen an, dass 
er hierzu ein kontingentes Bild ›des demokratischen Bürgers‹ entwirft und dabei 
sozialen Bewegungen, Protest und Widerstand einen spezifischen Platz zuweist. 

1 � Im Folgenden verwenden wir die feminine oder maskuline Form in willkürlichem Wechsel.

https://doi.org/10.14361/9783839448793-003 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839448793-003 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


Marlon Barbehön und Alexander Wohnig 40

Wir nehmen ferner an, dass diese Konstruktionsleistungen vor allem in der So-
zialisationsinstanz Schule und dort schwerpunktmäßig im politischen Unter-
richt mit Geltungsmacht versehen werden, da schulische politische Bildung per 
definitionem darauf gerichtet ist, Heranwachsende zu demokratischen Subjekten 
zu erziehen.2 Mit unserer Perspektive, so das zentrale Argument des Beitrages, 
wird es möglich, nicht ›nur‹ die gesellschaftliche (bspw. in Massenmedien pro-
duzierte) Sicht auf das Verhältnis von Protest und Demokratie zu ermitteln (vgl. 
Baumgarten/Ullrich 2016: 19-23), sondern das staatlich autorisierte Wissen, das 
qua schulischer Bildung als ›richtiges‹ Wissen weitergegeben wird. Eine Analyse 
schulischen Wissens erlaubt es, sowohl die kontingente Gestalt gesellschaftlicher 
Wahrheiten, als auch deren Autorisierung über Erziehung aufzudecken und zu 
hinterfragen.

Für dieses Ziel bedienen wir uns einer poststrukturalistischen, insbesondere 
Foucault’schen Konzeptualisierung von Subjektivität bzw. Subjektivierung. Wir 
verstehen die Figur ›der demokratischen Bürgerin‹ als eine Subjektform, die im 
Medium des Schulbuchs konstruiert, jungen Menschen als normativ wünschens-
werte Verhaltensweise präsentiert und zur Übernahme empfohlen wird. Am 
Beispiel aktueller Schulbücher des Politikunterrichts der Sekundarstufe I aus 
Baden-Württemberg illustrieren wir, wie die (Nicht-)Darstellung von sozialen 
Bewegungen und Protest sowie deren Beziehung zu anderen politischen Hand-
lungsmöglichkeiten die Grenze zwischen ›legitimen‹ und ›illegitimen‹, ›konven-
tionellen‹ und ›unkonventionellen‹ Partizipationsformen konstruiert und damit 
ein spezifisches Bild vom Verhältnis zwischen Protest und moderner Demokratie 
entstehen lässt.

2 � Für diese Annahme spricht nicht zuletzt, dass die Vermittlung des Repertoires demokratischer 
Artikulations- und Handlungsformen im Zentrum des politischen Schulunterrichts steht. So 
besteht laut des aktuellen Baden-Württembergischen Bildungsplans für das Fach Gemein-
schaf tskunde das Ziel der politischen Bildung in der »Förderung des mündigen Bürgers, der 
politisch interveniert und sich so ›in seine eigenen Angelegenheiten einmischt‹ (Max Frisch)« (Ba-
den-Württembergisches Ministerium für Kultur, Jugend und Sport 2016: 5).
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2.	 Forschungsansatz: Das demokratische Subjekt  
und seine politischen Handlungsmöglichkeiten  
als staatlich autorisierte Wahrheit

2.1	 Subjekt und Subjektivierung bei Foucault

Die Konzeptualisierung des Subjekts gehört zu den zentralen Thematiken post-
strukturalistischer Theoriebildung (vgl. Gelhard et al. 2013; Reckwitz 2013; Bac-
chi/Goodwin 2016: 49-53). Dies gilt auch für das (heterogene) Werk von Michel 
Foucault, in dem die Trias von Wissensformen, Machttechnologien und Subjek-
tivierung eine zentrale Thematik darstellt (vgl. Lemke 2006: 469). Insbesondere 
in seinen späten Schriften behandelt Foucault die Frage, wie in der Moderne spe-
zifische Wissensbestände und Herrschaftstechniken entstehen und miteinander 
verbunden werden, um Individuen über die Strukturierung von Möglichkeiten 
des Handelns zur (unterbewussten) Selbstführung anzuleiten (vgl. Dean 1999: 
103-106). Diese Form der Führung von Menschen, die Foucault mit dem Begriff 
des Regierens belegt, ist jedoch nicht als äußerlicher Zugriff auf eine objektiv ge-
gebene Subjektivität zu verstehen, sondern als Komplex aus (widersprüchlichen) 
sozialen Praktiken, die Subjektivität in historisch spezifischer Weise erst hervor-
bringen. So zielt etwa neoliberales Regieren darauf ab, die produktiven Kräfte 
von Individuen zu heben, was voraussetzt, dass sich die adressierten Individuen 
selbst als Träger derartiger Potentiale erfahren. Neoliberales Regieren ist dann 
nicht die Abwesenheit von staatlicher Führung, sondern die Erzeugung einer 
Subjektform, die durch die Maxime des ›rationalen‹, ›selbstbestimmten‹ und 
›eigenverantwortlichen‹ Handelns, inklusive der Übernahme von Verantwortung 
im Falle des Scheiterns, gekennzeichnet ist (vgl. Biebricher 2016: 147). Foucault 
vollzieht somit eine »radikale Historisierung von Subjektivität« (Saar 2013: 21), die 
zugleich als machtdurchsetzter Prozess zu lesen ist:

»Diese Form von Macht wird im unmittelbaren Alltagsleben spürbar, welches das 
Individuum in Kategorien einteilt, ihm seine Individualität aufprägt, es an seine 
Identität fesselt, ihm ein Gesetz der Wahrheit auferlegt, das es anerkennen muß 
und das andere in ihm anerkennen müssen. Es ist eine Machtform, die aus Indi-
viduen Subjekte macht. Das Wort Subjekt hat einen zweifachen Sinn: vermittels 
Kontrolle und Abhängigkeit jemandem unterworfen sein und durch Bewußtsein 
und Selbsterkenntnis seiner eigenen Identität verhaf tet sein. Beide Bedeutungen 
unterstellen eine Form von Macht, die einen unterwirf t und zu jemandes Subjekt 
macht.« (Foucault 1994: 246-247)

Das Zitat macht deutlich, dass eine poststrukturalistische Perspektive auf das 
Subjekt zwei miteinander verbundene Facetten hervorhebt – Subjektformen im 
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Sinne von strukturellen Angeboten bzw. Erfordernissen einerseits sowie Sub-
jektivation im Sinne der individuellen Inkorporierung und ggf. Transformation 
dieser Angebote und Erfordernisse in Praktiken der Selbstführung andererseits 
(Bosančić 2016: 106-109). Mit Judith Butler (2001: 18) lässt sich Subjektivierung be-
greifen »erstens als das, was das Subjekt ermöglicht, als Bedingung seiner Mög-
lichkeit und Gelegenheit seiner Formung, und zweitens als das, was vom Subjekt 
aufgenommen und im ›eigenen‹ Handeln des Subjekts wiederholt wird«. Das 
›eigene‹ Handeln ist dabei jedoch nicht als Raum der vollständigen Autonomie zu 
verstehen, da es stets rückbezogen bleibt auf die strukturellen, d.h. überindividu-
ell gegebenen Bedingungen, die bestimmte Verhaltensweisen und Entscheidun-
gen ermöglichen und andere verhindern (vgl. Barbehön 2018).3

Für unseren Beitrag folgt aus diesen Überlegungen, dass ›der demokratische 
Bürger‹ als eine historische Subjektform zu begreifen ist, die Individuen, die mit 
dieser Rolle identifiziert werden und sich selbst mit ihr identifizieren, ein be-
stimmtes Verhalten nahelegt. Das demokratische Subjekt ist nicht an ahistori-
sche Eigenschaften gebunden, sondern es entsteht erst durch die Klassifizierung 
bestimmter Eigenschaften als ›(un-)demokratisch‹. Wir gehen davon aus, dass 
das Repertoire der politischen Artikulations- und Partizipationsformen eine zentra-
le Komponente dieser Subjektform darstellt. Entsprechend des oben skizzierten 
Begriffs des Regierens ist es gerade dieses Bereithalten von Möglichkeiten, das 
unter den Bedingungen des ›Liberalismus‹ von zentraler Bedeutung ist. Dem de-
mokratischen Subjekt wird ein Feld von ›legitimen‹ Alternativen der demokrati-
schen Artikulation offeriert, sodass es sich selbst in spezifischer Art und Weise 
(auf-)führen kann und sich »ein ganzes Feld von möglichen Antworten, Reaktio-
nen, Wirkungen, Erfindungen eröffnet« (Foucault 1994: 254). Eine poststruktura-
listische Perspektive fragt hier nach den sozialen Praktiken, in denen derartige 
Klassifizierungen vorgenommen werden, wobei wir in unserem Beitrag im Be-
sonderen an der Position von sozialen Bewegungen und Protest interessiert sind. 

Damit ist die Frage aufgeworfen, an welchen Orten das kollektive Wissen über 
das demokratische Subjekt und seine politischen Handlungsweisen erzeugt und 
mit Geltungsmacht versehen wird. Im nächsten Abschnitt argumentieren wir, 
dass es die Institution der Schule und Diskurse im Schulbuch sind, die in dieser 
Hinsicht eine Antwort erlauben.

3 � Im vorliegenden Beitrag können wir dieser zweiten Facette der Subjektivation nicht nachgehen; 
siehe hierzu die Anmerkungen im Fazit.
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2.2	 Das Schulbuch als Medium staatlichen Wissens

Die Schule lässt sich als institutioneller Ausdruck einer modernen Form der Diszi-
plinierung begreifen, in der Marter und Strafschauspiel sukzessive zurücktreten 
und stattdessen geheilt, verbessert und erzogen wird (grundlegend Foucault 2014 
[1977]; zur Schule Hunter 1994). Antonia Kupfer (2011: 78) hat in ihrer bildungssozio-
logischen Verortung der Schule als Disziplinaranstalt auf verschiedene Techniken 
zur Disziplinierung verwiesen, wie bspw. die Anordnung im Raum durch Sitz-
ordnungen, die Kontrolle von Tätigkeiten oder Prüfungen, die bei Schülerinnen 
»konformes, ritualisiertes und unkreatives Handeln« befördern. Andere Analysen 
beschreiben Techniken der Subjektivierung durch schulische Partizipation, bspw. 
in Form des Klassenrates, der als Ort der Einübung und Reproduktion demokra-
tischer Normen verstanden werden kann (vgl. Budde/Weuster 2018). Schulischer 
Bildung kommt somit eine wichtige Bedeutung bei der Erzeugung individueller 
und kollektiver Identitäten zu (vgl. Mose 2014: 35-36). Die moderne Schule produ-
ziert jedoch nicht nur eine Subjektform, der ein alternativloses Wissen vorgesetzt 
wird. Ab dem Ende des 19. Jahrhunderts wird sie zunehmend auch zu einem Ort, 
an dem junge Menschen zur ›Selbständigkeit‹ erzogen werden und die Sinnhaf-
tigkeit der Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben als intrinsische Motivation 
internalisieren sollen (vgl. Reh 2013: 192). Schule realisiert somit auf spezifische 
Weise die oben skizzierten Prinzipien des Regierens im Sinne einer Führung von 
Menschen, indem sie Heranwachsenden das gesellschaftlich anerkannte Wissen 
über ›legitime‹ Denk- und Handlungsweisen vermittelt und ihnen so einen Raum 
von Verhaltensweisen offeriert. Damit sind Schule und (politische) Bildung gera-
dezu konstitutiv mit Prozessen der Subjektivierung verknüpft.

Innerhalb dieser unterschiedlichen Bereiche und Techniken der schulischen 
Wissens- und Subjektproduktion stellen Schulbücher ein herausragendes Medium 
dar, da ihnen die Funktion zufällt, ›Wahrheiten‹ über soziale und politische Ver-
hältnisse offenzulegen und den rezipierenden Schülern zur Übernahme zu emp-
fehlen (vgl. Müller-Mathis/Wohnig 2017). Felicitas Macgilchrist (2011: 249) betont, 
dass Schulbücher mit ihrer »Praxis des Sichtbar- und Sagbarmachens […] nicht 
nur politicum, informatorium und pädagogicum, sondern auch constructorium« 
seien. In Schulbüchern wird die Welt konstituiert, indem Schülerinnen bestimm-
te Wahrnehmungs-, Urteils- und Handlungsformen präsentiert werden. Gleich-
zeitig leisten Schulbücher auch einen Ansatz zur Ref lexion der Welt. Da Wissen 
von gesellschaftlicher Vorstrukturierung und medialer Vermittlung abhängig ist, 
lässt sich das Schulbuch immer auch als Kristallisation eines gesellschaftlichen 
Wissens verstehen. Gleichzeitig wird Wissen in der Präsentation des Schulbu-
ches auch ausgespart, indem alternative Sichtweisen nicht angesprochen werden. 
Bei Schulbüchern für den Politikunterricht ist diese Trennung besonders f luide 
(bspw. im Vergleich zum Mathematik-Schulbuch), da das Wissen über soziale 
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und politische Verhältnisse in hohem Maße kontingent und historisch variabel 
ist. Die in der politischen Bildung vermittelten Normen vom ›Bürgerin-Sein‹ und 
die Konstruktion eines Repertoires an (un-)demokratischen Artikulations- und 
Handlungsformen sind nicht objektiv gegeben, sondern auf das Engste mit den 
hegemonialen Deutungen einer Gesellschaft verschränkt.

Ein spezifisches Merkmal des Schulbuchwissens besteht in der herausgehobe-
nen Rolle staatlicher Prüfungs- und Zulassungsverfahren. Im Schulbuch kann nicht 
jedwedes Wissen abgebildet werden, sondern nur solches, das aus Sicht staatli-
cher Autoritäten als bedeutsam für die Erziehung zum demokratischen Bürger 
erscheint. Schulbücher orientieren sich bspw. an den ministerial erstellten und 
geprüften Curricula und müssen durch staatlich kontrollierte Zulassungsver-
fahren autorisiert werden (vgl. Lässig 2010: 200). Sie sind mithin Resultate einer 
machtgesteuerten Wissensproduktion (vgl. Mose 2014: 36).4 Die Curricula wiede-
rum präsentieren Vorstellungen davon, was eine demokratische Bürgerin aus-
zeichnet. So hat etwa Sabrina Keit (2017) in ihrer Analyse nordrhein-westfälischer 
Lehrpläne für den Politikunterricht aus drei Jahrzehnten herausgearbeitet, wie 
sich Erwartungen an Bürger ausdrücken und historisch entwickelt haben (kon-
kret hat sie einen Wandel von der Figur der politischen Aktivbürgerin hin zur Fi-
gur der f lexiblen Bürgerin festgestellt).

Das Schulbuch ist das vom Staat bevorzugte Medium, um staatsbürgerliche 
Bildung zu organisieren. Hegemonietheoretisch gesprochen (vgl. Nonhoff 2007: 181-
184) lässt sich das Schulbuch für den Politikunterricht als textliches Artefakt einer 
hegemonialen Praxis begreifen: Es legt fest, welche Verhaltens- und Handlungs-
weisen essenziell und welche gefährdend für die Funktionsfähigkeit des demo-
kratischen Staats sind, d.h. über welche Form des Bürgerin-Seins ›die Demokratie‹ 
(also ›das Allgemeine‹) praktiziert und stabilisiert werden muss. Das Schulbuch 
kann somit als materialisiertes Interesse des Staates an sich selbst interpretiert 
werden: Damit sich eine liberale Demokratie als solche reproduzieren kann, müs-
sen Institutionen und Techniken etabliert werden, die einerseits Heranwachsen-
de zu freien, selbstbestimmten und politisch aktiven Subjekten erziehen, und die 
andererseits und zugleich diese Freiheit auf die als legitim erachteten politischen 
Artikulations- und Handlungsformen begrenzen.5 Mit Thomas Höhne (2000: 2) 

4 � Die Zulassung von Schulbüchern wird durch Landesgesetze geregelt, über die etwa in Ba-
den-Württemberg das Landesinstitut für Schulentwicklung entscheidet. Durch eine Schulbuch-
zulassungsverordnung wird das Verfahren staatlich gesteuert. In dieser Verordnung sind Krite-
rien der Zulassungsentscheidung festgelegt, an denen sich Verlage in der Schulbuchproduktion 
orientieren (müssen). Macgilchrist (2011) zeigt in einer ethnographischen Studie exemplarisch, 
wie diese Kräf te in der Herstellung von Schulbüchern wirken.

5 � Dass es sich hierbei um eine spannungsreiche Gratwanderung handelt, zeigt nicht zuletzt die 
häufig vernehmbare Klage über die vermeintlich apolitische Grundhaltung junger Menschen, 
die zu einem Gutteil darin begründet liegt, dass das Wissen über das Repertoire ›der demokrati-
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kann mithin gesagt werden, dass Schulbuchwissen als »hegemoniales Repräsen-
tationswissen betrachtet [werden kann], bei dem es weder um Objektivität noch 
um Wahrheit« geht (siehe auch Höhne 2003).

So findet durch die staatlich kontrollierten Schulbuchdarstellungen eine Nor-
malisierung von bestimmten demokratischen Normen und Handlungsformen 
statt, die Schüler verinnerlichen sollen. Mit den oben skizzierten theoretischen 
Annahmen lässt sich das Schulbuchwissen, das das Artikulations- und Hand-
lungsrepertoire ›der demokratischen Bürgerin‹ hervortreten lässt, als Konstruk-
tion einer spezifischen Subjektform begreifen. Es handelt sich um eine Facette 
modernen Regierens, die eine kontingente Wahrheit über die Demokratie präsen-
tiert, die Schülerinnen als strukturelles Erfordernis entgegentritt. Vor dem Hin-
tergrund der allgemeinen Schulpf licht ist das Schulbuchwissen durch eine hohe 
»diskursive Wahrnehmbarkeit« (Nonhoff 2007: 184) ausgezeichnet, weshalb ihm 
eine zentrale Bedeutung bei der Konstitution und Reproduktion hegemonialer 
Vorherrschaft zufällt.

3.	 Forschungspraxis: Das demokratische Subjekt des Schulbuchs

Um die obigen Überlegungen zu illustrieren, greifen wir im Folgenden exempla-
risch auf in Baden-Württemberg zugelassene Schulbücher für den Politik- und 
Wirtschaftsunterricht der Sekundarstufe 1 zurück. Wie oben dargelegt, verste-
hen wir das ›demokratische Subjekt‹ als eine Subjektivierungsform, die in erster 
Linie über die als legitim erachteten Partizipationsformen definiert ist. In einem 
ersten Schritt haben wir daher alle in Baden-Württemberg für den Bildungsplan 
2016 zugelassenen und bereits verfügbaren Schulbücher6 ausgewählt und dieje-
nigen Abschnitte ausfindig gemacht, in denen politische Partizipationsformen 
thematisiert werden. Darauf hin haben wir mittels einer qualitativen Textana-
lyse ermittelt, über welche Darstellungs- und Argumentationsweisen soziale Be-
wegungen in diesen Abschnitten präsentiert werden. Da wir nicht an der Dar-
stellung in diesem oder in jenem Schulbuch interessiert sind, sondern an dem 
Wissen der Schulbücher des Politikunterrichts (was Unterschiede natürlich nicht 
ausschließt), galt die Durchsicht der Identifikation von Mustern, die über Schul-
bücher hinweg auffindbar sind. Um diese Muster zu identifizieren, haben wir 
die relevanten Passagen entsprechend des methodischen Vorschlags von Michael 
Thoma (2017: 25-27) dahingehend analysiert, wie soziale Bewegungen als politi-

schen Bürgerin‹ die vielfältigen Praktiken in der gegenwärtigen Jugendkultur nicht vollumfäng-
lich umfasst (vgl. Bessant et al. 2016).

6 � Zum Zeitpunkt der Analysen hatten noch nicht alle Verlage neue Schulbücher für den Bildungs-
plan herausgegeben.
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sches Phänomen beschrieben werden, was als ihre Funktion ausgewiesen wird 
und wie sie im Feld der politischen Partizipationsformen klassifiziert werden. Im 
Folgenden stellen wir zentrale Ergebnisse unserer Analyse dar, wobei alle zitier-
ten Passagen aus den analysierten Schulbüchern stammen.7

Im Schulbuch werden soziale Bewegungen kaum angesprochen. Wenn dies 
geschieht, dann unter Rekurs auf ›Stuttgart 21‹ und das sich daran anschließende 
Schlichtungsverfahren (siehe unten), oder als etwas »Historisches«, das in Bür-
gerinitiativen als »einer von breiten Gesellschaftsschichten akzeptierten Form 
der Einf lussnahme von Bürgern auf die Politik« aufgegangen ist (Edinger et al. 
2011: 144). Der Begriff der Bürgerinitiative beschreibt somit das Resultat einer 
geschichtlichen Entwicklung, in der soziale Bewegungen sich selbst von einer 
›unkonventionellen‹ in eine ›konventionelle‹ Form gebracht haben. Dieser Nor-
malisierungsprozess hin zum Konventionellen ist, so zeigen wir unten, in erster 
Linie durch die Etablierung einer bestimmten Beziehung zu den Institutionen 
und Verfahren der repräsentativen Demokratie gekennzeichnet. Die Bürgerini-
tiative hat sich in diesem evolutionären Prozess stabilisiert und folgt seither in 
ihrer Entstehung und Praxis einem hochgradig standardisierten »Ablaufmodell« 
(Nabholz/Uhl 2012: 141). Wir haben es hier mit einer Chimäre zu tun: Im Schul-
buch werden Bürgerinitiativen als etwas dargestellt, das außerhalb der Routinen 
der parlamentarischen Demokratie entsteht, dessen Funktionen und Praktiken 
zugleich jedoch als institutionalisiert und ritualisiert präsentiert werden.

Dieses Spannungsverhältnis zwischen Bürgerinitiativen und den ›konventio-
nellen‹ Politikformen wird im Schulbuch in drei idealtypischen Relationierungen 
bearbeitet:

1) Bürgerinitiativen als Kompensation: In dieser Form der Verhältnisbestim-
mung werden Bürgerinitiativen als Zusammenschluss von Menschen beschrie-
ben, die »politische und soziale Selbsthilfe« (Edinger et al. 2011: 143) im unmittel-
baren Lebensumfeld betreiben. Bürgerinitiativen übernehmen dabei Aufgaben, 
die der Staat nicht leisten kann, will oder muss. Es entsteht das Bild einer Bür-
gerin, die sich dann engagiert, wenn sie selbst von lokalen Problemen betroffen 
ist. Dabei geht es stets um Probleme, die einer lokalen Lösung zugeführt werden 
können, womit gesamtgesellschaftliche Missstände nicht als Betätigungsfeld von 
Bürgerinitiativen erscheinen. Ein typisches Beispiel dafür ist die Thematisierung 
der Schließung von Schwimmbädern aufgrund kommunaler Sparmaßnahmen, 
wobei der Handlungsvorschlag für eine Bürgerinitiative gleich mitgeliefert wird: 
die ehrenamtliche Übernahme des Kassendienstes.

7 � Die Analyseergebnisse sind als Illustration unseres Ansatzes zu verstehen; sie werden den me-
thodischen Anforderungen einer diskursanalytischen Hegemonie- bzw. Subjektivierungsana-
lyse (vgl. hierzu bspw. Nonhof f 2007) nicht vollumfänglich gerecht. Eine Liste der analysierten 
Schulbücher findet sich am Ende des Beitrags.
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2) Bürgerinitiativen als Anstoß für die politische Agenda der repräsentativen 
Demokratie: Bürgerinitiativen erscheinen hiernach als Korrektiv politischer Re-
präsentantinnen und administrativer Akteure, indem sie diese auf Missstände 
aufmerksam machen. Manchmal können sie »sogar Stellungnahmen der Bun-
desregierung in Berlin herausfordern« (Kochendörfer 2011: 260). Die Schulbücher 
präsentieren einen typischen Ablauf, wie Bürgerinitiativen entstehen, wie sie vor-
gehen und worin sie ihr Ende finden (vgl. bspw. Riedel 2018: 306). Dieses Ende be-
steht in aller Regel in der Beeinf lussung der offiziellen politischen Agenda: »Die 
Verantwortlichen [aus dem kommunalen Entscheidungssystem] greifen das An-
liegen [der Bürgerinitiative] auf und suchen nach Lösungsmöglichkeiten« (Mül-
ler/Wolf 2016: 58). In dieser Thematisierungsweise existieren zwei mögliche End-
punkte des Ablaufes: »Wenn das Ziel erreicht oder das Problem aus der Welt ist«, 
würden Bürgerinitiativen sich auf lösen; wenn es sich indes um ein langfristiges 
Problem handele, »entstehen aus den Bürgerinitiativen häufig Vereine oder Wäh-
lergemeinschaften, die aktiv in der kommunalen Politik mitmischen« (Bicheler/
Gloe 2017: 234). Hier zeigt sich das grundlegende Denkmuster, wonach eine Bür-
gerinitiative ein temporäres Phänomen ist, das mittelfristig von konventioneller 
Politik ersetzt wird oder sich selbst in diese transformiert. In den untersuchten 
Schulbüchern ist ›Stuttgart 21‹ das herausstechende Beispiel, mit dem die (wün-
schenswerte) Transformation von Protest in ein geregeltes Schlichtungsverfahren, 
einen runden Tisch und einen Volksentscheid belegt wird (vgl. Bicheler/Gloe 2017: 
266).

3) Bürgerinitiativen als Kritik an politischer Praxis: In dieser Form der Ver-
hältnisbestimmung wird die Funktion der Bürgerinitiativen als problematisch 
beschrieben. Sie bedeuten »unnötige[n] Streit«, »verhindern oder verzögern not-
wendige Entscheidungen« und treten in illegitime Konkurrenz zu konventionel-
len Verfahren, denn wichtige politische Entscheidungen »sollen im Gemeinderat 
fallen und nicht auf der Straße« (Nabholz/Uhl 2012: 141). Dieses destruktive Poten-
tial wird erstens dann angesprochen, wenn die Forderungen von Bürgerinitiati-
ven als Partikularinteressen erscheinen und der Orientierung am »Gemeinwohl« 
gegenübergestellt werden (Edinger et al. 2011: 156; Müller/Wolf 2016: 58), wobei 
die Realisierung des Gemeinwohls den etablierten politischen Institutionen zu-
geschrieben wird. An dieser Stelle wird die oben angesprochene hegemoniale 
Logik von Schulbuchdarstellungen besonders deutlich, insofern der diskursive 
Raum politischen Handelns zweigeteilt, das Allgemeine durch ›das Gemeinwohl‹ 
repräsentiert und dem Partikularen entgegengestellt wird. Zweitens erscheinen 
Bürgerinitiativen dann als destruktiv, wenn behauptet wird, dass Bürger generell 
bei jedem politischen Vorhaben Kritik äußern und sich potentiell in einer Bür-
gerinitiative formieren würden (vgl. Nabholz/Uhl 2012: 141). Als Problem werden 
Bürgerinitiativen somit immer dann ausgewiesen, wenn sie sich nicht den zwei 
obigen Modellen annähern.
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Insgesamt ist diese Fokussierung der Schulbücher auf Bürgerinitiativen bei 
weitgehender Auslassung von sozialen Bewegungen nicht als ›Negativbefund‹ 
unseres Ansatzes zu verstehen. Die der Thematisierung von Bürgerinitiativen 
gleichsam vorangestellte Bemerkung, dass sich soziale Bewegungen historisch 
in Initiativen und Vereine transformiert haben und dies auch tun müssen, um 
langfristig und produktiv am geregelten Politikbetrieb mitwirken zu können, ar-
rangiert immer auch ein Wissen um die Wertigkeit und Legitimität von sozialen 
Bewegungen, auch wenn diese im Schulbuch nicht explizit besprochen werden. 
Nach poststrukturalistischer Perspektive ist das Nichtgesagte nicht per se weni-
ger wirkmächtig als das Gesagte.

4.	 Fazit

Der in unserem Beitrag präsentierte Ansatz ordnet sich in eine poststruktu-
ralistische Forschungsrichtung ein, die nach den gesellschaftlich dominanten 
Wissensbeständen über Protest und soziale Bewegungen fragt. In diesem Zu-
sammenhang haben wir für eine Perspektive plädiert, die sich des Mediums des 
Schulbuchs bedient, um das staatlich autorisierte und (deshalb) hegemoniale 
Wissen über (un-)demokratische Handlungsformen analysieren zu können. Wir 
haben uns ferner eines an Foucault maßnehmenden Verständnisses von Sub-
jektivierung bedient, um der Frage nachgehen zu können, wie in Schulbüchern 
des Politikunterrichts das Bild ›einer demokratischen Bürgerin‹ entworfen und 
Schülern zur Übernahme empfohlen wird. Anhand einer Rekonstruktion der 
Darstellung von Protest, sozialen Bewegungen und Bürgerinitiativen sowie ihres 
Verhältnisses zu ›konventionellen‹ Formen der repräsentativen Politikgestaltung 
haben wir gezeigt, wie ein Wissen über die Demokratie hervorgebracht wird und 
unter welchen Bedingungen bestimmte politische Handlungsweisen als legitim 
ausgewiesen werden.

Im Ergebnis steht das Bild eines Bürgers, der sich dann in Bürgerinitiativen 
engagiert, wenn Probleme des unmittelbaren Lebensumfelds entweder eigen-
ständig gelöst oder in den ›politischen Normalbetrieb‹ eingespeist werden sollen. 
Soziale Bewegungen und Protest erscheinen vorwiegend als Praktiken vergange-
ner Zeiten, die sich in Form von Nichtregierungsorganisationen institutionalisiert 
haben. Insgesamt ergibt sich hierdurch ein Bild von Politik als Problemlösungs-
betrieb. Bürgerinitiativen werden ebenfalls diesem Grundverständnis unter-
worfen – und damit sind sie einerseits ›unkonventionell‹, da sie den politischen 
Regelbetrieb durchbrechen, andererseits jedoch ›konventionell‹, da sie sich mit 
ihren Anliegen mittelfristig in die institutionalisierten Prozesse der repräsen-
tativen Demokratie einpassen müssen, um nicht ›destruktiv‹ zu werden. Damit 
wird deutlich, dass Schulbücher zahlreiche Facetten von sozialen Bewegungen 
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und Protest aussparen. Nicht thematisiert wird etwa die Bedeutung sozialer Be-
wegungen als Ausdruck einer spezifischen demokratischen Praxis, die ihren Sinn 
nicht in der (vermeintlichen) Lösung von Problemen des unmittelbaren Lebens-
umfeldes (Schwimmbad, Skatepark etc.) findet, sondern in ihrem emanzipativen 
Gehalt. Ebenso wenig werden soziale Bewegungen als Orte der Artikulation von 
Systemalternativen vorgestellt, was das oben beschriebene Bild einer Bürgerin, 
die sich dem ›Machbaren‹ zuwendet, noch verstärkt.

Ihre Grenzen findet unsere Analyse im Hinblick auf die Frage, wie die Subjek-
tivierungsangebote des Schulbuchs von Lehrenden in der pädagogischen Praxis 
aufgegriffen werden (vgl. Wrana 2012), denn es wäre auch vorstellbar, dass Leh-
rende das angebotene Wissen problematisieren und mit Alternativen konfron-
tieren. Ebenso kann unsere rekonstruktive Textanalyse nicht ermitteln, wie sich 
Schülerinnen zu den Subjektivierungsangeboten verhalten und in ihre Subjekti-
vierungsweisen (implizit) einf ließen lassen (vgl. Bosančić 2016: 106-109). Erst die-
se zweite Teilfrage, die mit ethnographischen Methoden arbeiten müsste, würde 
eine poststrukturalistische Subjektivierungsanalyse vervollständigen, denn trotz 
aller Macht von schulischer Wahrheit bleibt das Wissen des Schulbuchs ein Sub-
jektivierungsangebot.

Während diese Einschränkungen mit methodischen Erweiterungen grund-
sätzlich eingefangen werden könnten, besteht eine konstitutive Grenze des 
hier präsentierten Ansatzes hinsichtlich der Frage, woher das Schulbuchwissen 
stammt und wodurch es seine Plausibilität und Legitimität bezieht. Da Schulbü-
cher nicht im luftleeren Raum entstehen, sondern auf gesellschaftliche Ordnun-
gen verweisen (vgl. Lässig 2010: 200), böte sich hier eine Rückbindung an zeit-
diagnostische Gesellschaftstheorien an, die das für die Gegenwartsgesellschaft 
Charakteristische auf den Punkt zu bringen versuchen. In diesem Sinne ließe sich 
etwa der Befund, dass individuelles Engagement in Bürgerinitiativen als ehren-
amtliche Bearbeitung lokaler Probleme beworben wird, als Ausdruck der Akti-
vierungsgesellschaft (vgl. Lessenich 2009) verstehen; so wie die fehlende Thema-
tisierung kollektiver demokratischer Erfahrungen, die in sozialen Bewegungen 
praktiziert werden können, als ein Moment einer Gesellschaft der Singularitäten 
(vgl. Reckwitz 2017) gelesen werden könnte.

5.	 Analysierte Schulbücher 

Bicheler, Joachim/Gloe, Markus (2017): Politik direkt 7/8. Urteilen und Handeln, 
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